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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand im Anschluß an die Beschäftigung 
mit den Problemen des Strafens in Ost und West in Zusammenhang 
mit den neuesten Strafrechtsreformen  in der BRD und in der DDR auf 
Anregung von Frau Professor  Dr. Brauneck hin. 1970 hat die Schrift 
der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen  Fakultät der Justus-
Liebig-Universität zu Gießen als Dissertation vorgelegen. Für den Druck 
wurde sie im Oktober 1971 überarbeitet; während der Drucklegung 
konnten noch einige bedeutsame später erschienene bzw. später zu-
gänglich gewordene Veröffentlichungen  berücksichtigt werden, so daß 
wohl ebenfalls die neuesten Entwicklungstendenzen aufgezeigt werden. 

Mein ganz besonderer und herzlicher Dank gilt meiner verehrten 
Lehrerin, Frau Professor  Dr. Brauneck, für die mir zuteil gewordene 
hilfreiche Unterstützung und vielseitige Förderung. 

Herrn Professor  Dr. Geilke und Herrn Professor  Dr. Tiedemann bin 
ich für ihre Ratschläge zu Dank verpflichtet.  Nicht zuletzt gi l t mein Dank 
Herrn Professor  Dr. Schmidhäuser, mit dessen Hilfe die Herausgabe 
dieser Arbeit in der vorliegenden Form erst ermöglicht wurde. 

Amsterdam, im Dezember 1971 Irene  Sagel-Grande 
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Einleitung 

Gegenwärtig stehen vor allem drei Fragen aus dem Bereiche des 
Sanktionensystems im Mittelpunkt allgemeinen Interesses: 

1. Die Frage, inwieweit es gelungen ist, die kurzfristige  Freiheits-
strafe durch andere, wirksamere Sanktionen zu ersetzen und in-
wieweit es als sinnvoll gelten kann, auch mittlere Freiheitsstrafen 
durch Änderungen des Sanktionensystems in ihrer Bedeutung 
einzuschränken, 

2. die Frage nach der Zweckmäßigkeit des weiteren Ausbaus des 
Sanktionensystems und 

3. die Frage nach der Bedeutung der Erziehung im Strafrecht. 
Nicht nur in der BRD und anderen westlichen Staaten, sondern auch 

in der DDR und weiteren Ländern des kommunistischen Machtbereichs 
finden diese Fragen seit einigen Jahren besondere Beachtung. 

Die Antworten, die man bisher in der DDR fand, haben im neuen 
StGB der DDR von 19681 Gesetzeskraft  erlangt. 

I m Ersten und Zweiten Strafrechtsreformgesetz  der BRD von 19692 

sind hingegen die Lösungen niedergelegt, für die sich der Gesetzgeber 
in der BRD schließlich entschieden hat. 

Die Zeit, da in beiden Teilen Deutschlands das StGB von 1871 Gül-
tigkeit hatte, ist nunmehr endgültig vorüber. 

Weisen die neuen Strafgesetze in ihren Grundkonzeptionen und in 
ihren Regelungen von Spezialfragen überhaupt noch verwandte Züge 
auf? 

Die vorliegende Schrift  möchte die Entwicklung auf dem Teilgebiet 
der Sanktionen  ohne Freiheitsentzug  i n dem Tei le Deutschlands auf -
zeigen, der seit über 20 Jahren vom Marxismus-Leninismus geprägt 
wurde, und die Ergebnisse der Strafrechtswissenschaft  und -praxis in 
der DDR mi t denen in anderen Ländern, insbesondere der BRD, ver-
gleichen. 

ι StGB der DDR vom 12.1.1968, GBl. I , S. 1. 
I n der vorliegenden Schrift  sind Paragraphen ohne Angabe eines Gesetzes 

solche aus dem StGB der DDR von 1968. Unter „StGB" ohne Hinweis auf 
ein Land ist stets das StGB der DDR zu verstehen. 

2 Erstes Gesetz zur Reform des Strafrechts  (1. StrRG) vom 25.6.1969, 
BGBl. I , S. 645 — Zweites Gesetz zur Reform des Strafrechts  vom 4. 7.1969, 
BGBl. I , S. 717 (2. StrRG). Das 2. StrRG t r i t t am 1.10.1973 i n Kraf t . 
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Zum wesensgemäßen Verständnis des Darzustellenden w i rd es er-
forderlich  sein, einige Grundprinzipien des Marxismus-Leninismus 
wenigstens insoweit kurz aufzuzeigen, wie sie auf die Sanktionen ohne 
Freiheitsentzug direkten oder indirekten Einfluß ausüben. 

Im Laufe der Darstellung sollen immer wieder Selbstzeugnisse der 
Machthaber und Strafrechtler  der DDR eingeschaltet werden, damit sie 
unmittelbar zur Kenntnis gelangen können. Gerade diese Selbstdar-
stellungen charakterisieren und typisieren nämlich die Staatsmacht, 
ihre Ideologie und ihr Recht in besonderem Maße. 

Auf Grund der engen Bindungen der DDR an die UdSSR ist eine 
Einbeziehimg sowjetischer Rechtsauffassungen  unerläßlich. Deshalb soll 
insbesondere das Sanktionensystem der UdSSR, soweit es die nicht-
freiheitsentziehenden Institute betrifft,  in die Betrachtung einbezogen 
werden. Die entsprechenden Sanktionen in den osteuropäischen Staaten, 
die in einem der DDR vergleichbaren Verhältnis zur UdSSR stehen, 
werden ebenfalls Beachtung finden. 

Der Begriff  „Sozialismus" wi rd in der vorliegenden Schrift  stets im 
bolschewistischen Sinne gebraucht, also als Bezeichnung einer Über-
gangsphase vom Kapitalismus zum Kommunismus3. 

3 Der Sozialismus w i r d in der DDR gegenwärtig als eine eigene und 
relat iv selbständige Gesellschaftsformation  aufgefaßt.  Harrland,  NJ 68, S. 417. 



Erstes  Kapitel 

Sozialistisches Recht und sozialistisches Strafrecht 

A. Sozialistisches Recht 

Ausgangspunkt für die Beschäftigung mi t einem Rechtsgebiet der 
DDR muß die Frage sein, welche Merkmale das Wesen dieses Rechts 
bestimmen und welche Aufgaben es zu erfüllen hat. 

Im Rahmen dieser Arbeit kann nur eine sehr kurze Einführung in 
das sozialistische Rechts- und Strafrechtsdenken  gegeben werden, 
deren Ziel es ist, einige bedeutsame Wesensmerkmale des Systems zu 
fixieren, um die Sphäre des zu behandelnden Gebietes, seinen Platz in 
einem größeren Ganzen zu bestimmen1. 

Die in der DDR gültige Rechtsauffassung  ist die des Marxismus-
Leninismus2. 

Folglich ist das Wesen des dortigen Rechts aus den Lehren des 
dialektischen und historischen Materialismus zu bestimmen3. Nach die-
ser Theorie ist das Recht nicht etwa eine Schöpfung einer im Menschen 
lebendigen geistigen oder sittlichen Kraft ,  sondern nur ein Produkt der 
ökonomischen Verhältnisse. Alles Geistige gi l t als Produkt der Materie, 

1 Zu Fragen des Ostrechts vgl. insbesondere: 
a) Dekkers,  R., Introduct ion au droit de l 'Union Soviétique et des Républ i-

ques populaires. 
b) Geilke, G., Die Sowjetisierung von Staat und Recht i n den europäischen 

Volksdemokratien, WGO 1963, S. 10 ff. 
c) Geilke,  G., Einführung i n das Sowjetrecht. 
d) Hazard , J., Law and Social Change i n the USSR. 
e) Kelsen,  H., The Communist Theory of Law. 
f) Mampel,  S., Die Auffassung  des dialektischen und des historischen Mate-

rialismus vom Recht, ROW 1957, S. 53 ff. 
g) Mampel, S., Das Recht i n Mitteldeutschland, Staats- und Rechtslehre — 

Verfassungsrecht. 
h) Maurach,  R , Das Rechtssystem der UdSSR. 
i) Schlesinger, R., Soviet Legal Theory. 
j) Schulz,  W., Recht und Staat als Herrrschaftsinstrumente  der Kommunisten. 
k) Westen,  K., Die rechtstheoretischen und rechtspolitischen Ansichten 

J. Stalins. 
2 Ulbricht,  Die Entwicklung des deutschen volksdemokratischen Staates 

von 1945 bis 1958, S. 678, 679; vgl. Loose, S+R67 , S. 604 ff.,  S.608. 
3 Jescheck,  Straf recht und Straf rechtsanwendung, S. 7; J escheck,  Die neuere 

Entwicklung des Straf rechts und des Strafverfahrensrechts  i n der SBZ, in : 
Die Lage des Rechts i n Mitteldeutschland, S. 79 ff.,  S. 81. Vgl. auch Rosenthal, 
Lange, Blomeyer,  Bonner Berichte aus Mi t te l - und Ostdeutschland. 

2 Sagel-Grande 




